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1.  Vorbemerkungen


Mit Beginn des Haushaltsjahres 2000 erfolgt der Einstieg in eine produktorientierte und flächendeckende Budgetierung aller Ämter und Einrichtungen der Kreisverwaltung Ostholstein. Die Budgetierung ist eine der Maßnahmen des Neuen Steuerungsmodells. Durch sie soll die Verwaltungsarbeit effizienter und kostengünstiger als bisher gestaltet werden.

Die nach der derzeitigen Aufbauorganisation steuerungs-, produkt- und budgetverantwortlichen  Ämter erhalten mehr Verantwortung und mehr Selbständigkeit durch  weitgehende Verlagerung von Entscheidungszuständigkeiten  der Querschnittsämter

Die Budgetierung bringt nicht nur eine Stärkung von Entscheidungsbefugnissen und Verantwortung der Ämter mit sich, auch die technische Abwicklung des Haushaltsvollzuges und die Bewirtschaftung von Haushaltsstellen sowie weitere Bereiche wie. z.B. Beschaffungswesen und Stellenbesetzungen werden sich verändern.

2.  Grundlagen der Budgetierung

Der Kreistag  hat mit Beschluss vom 23.9.1997  eine  grundlegende Umstrukturierung der Kreisverwaltung mit dem Ziel der Stärkung der Eigenverantwortlichkeit von Fachämtern und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern begrüßt, die dezentrale Ressourcenverantwortung  sowie die Budgetierung  als wesentliche  Elemente zur Zielerreichung anerkannt und sich bereit erklärt, die erforderlichen Beschlüsse zu fassen.

3.  Ziele und  Finanztechniken 

Ziel der Budgetierung ist u.a. 

· Verbesserung der zielgerichteten, ergebnisorientierten Steuerung durch die Politik über systematische Einflußnahme auf Leistungs- und Finanzziele, die im produktorientierten Budgethaushalt miteinander verknüpft werden,

· mehr Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns durch Stärkung der     Eigenverantwortung der Organisationseinheiten,




· mehr Kostenbewusstsein durch Transparenz von Leistungen und Ressourcenver-brauch,

· erweiterte Handlungsspielräume, die mehr Kreativität freisetzen und Abläufe sowie Ergebnisse verbessern helfen,

· breitere Einflußnahme zur Haushaltskonsolidierung.

Finanztechniken der Budgetierung sind

· weitgehende Zusammenfassung von Haushaltsstellen,

· Ausdehnung der gegenseitigen Deckungsfähigkeit,

· stärkere Einräumung der Übertragbarkeit von Haushaltsmitteln,

· Dezentralisierung bisher zentral veranschlagter  Haushaltsmittel,

· Verzicht auf zentral verwaltete Sammelnachweise,

· Beteiligung der Ämter  an eingesparten Mitteln.

4.   Ausgangssituation  

Mit den Verfügungen vom 25. 9. 1997  bzw. 25. 2. 1998 ist im Rahmen von Pilotprojekten  die Zuständigkeit des Kreisjugendamtes bzw. der Jugendaufbauwerke gegenüber den Querschnittsämtern  erweitert worden. Bisher zentral wahrgenommene Aufgaben sind zur Stärkung der dezentralen Ressourcenverantwortung  verlagert worden.

Seit dem Haushaltsjahr  1999 gibt es keine Sammelnachweise mehr. Soweit die zentrale Bewirtschaftung es erfordert, sind  Personal- und Sachausgaben noch in  Deckungsringen  zusammengefasst. Zur Flexibilisierung der Haushaltsabwicklung ist entsprechend den Wünschen der Ämter die Deckungsfähigkeit und Übertragbarkeit von Haushaltsmitteln weiter ausgedehnt worden. Die zentrale Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln durch Querschnittsämter wurde weiter reduziert.

Der ursprünglich erarbeitete  Produktplan ist aufgrund der Erkenntnisse und Erfahrungen anderer Verwaltungen überarbeitet und die Zahl der Produkte erheblich reduziert worden. Die Vorlage eines ersten Produktbuches steht unmittelbar bevor.

Mit diesem Budgetierungskonzept soll ab dem Haushaltsjahr 2000  der flächendeckende Ein- stieg in eine zunächst inputorientierte Budgetierung erfolgen. Kosten- und Leistungsrechnung wird die Budgetierung unterstützen.

Die Umsetzung  des Konzeptes  erfordert die  Zustimmung des Kreistages  hinsichtlich der  künftigen  Planung, Beratung sowie Abwicklung des Haushalts.

Für die inhaltliche Umsetzung  sind Rahmenbedingungen sowie Budgetierungsregeln erforderlich, die der Landrat im Rahmen seiner Organisationsgewalt bestimmen kann.

5.  Schritte zur Entwicklung der Budgetierung

Eine rationelle Umsetzung einer Budgetierungskonzeption erfordert eine umfassende Technikunterstützung auch in den Ämtern und Einrichtungen  einschließlich der erforderlichen  Schulung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Erkenntisse anderer Verwaltungen  zeigen, daß diesem Bereich eine Schlüsselrolle eingeräumt werden muß.

Für den Einstieg in die flächendeckende und zu entwickelnde produktorientierte Budgetierung des Haushalts 2000 sind im Jahre 1999 folgende vorbereitenden Maßnahmen erforderlich:

· Weitere Flexibilisierung der Haushaltsabwicklung durch Ausdehnung der Deckungsfähigkeit und Übertragbarkeit im Einvernehmen mit den bewirtschaftenden Ämtern

· Festlegung der Budgetebenen sowie der Budgetbereiche ( s. Ziff. 6.2 )

· Erstellung des Produktbuches unter verursachungsgerechter Zuordnung der Kosten und Erlöse

· Erstellung des kameralen Haushalts 2000 und möglichst parallele  Erarbeitung der sich daraus ergebenden produktorientierten Amts- und Sonderbudgets

· Entwicklung und Aufbau des Berichtswesens und Finanz -/Produktcontrollings

Für das Haushaltsjahr 2001 sind  folgende  weitere Schritte und Maßnahmen vorgesehen:

· Feststellung des Dispositionsgrades ( des disponiblen prozentualen Anteils ) der Einnahmen und Ausgaben  sowie Ausweisung in den Produktbeschreibungen  nach folgenden  Kriterien:


Pflichtaufgaben

Muß
=  Ausgabe ist dem Grunde und der Höhe





     nach durch Gesetz bestimmt





Soll
=  Ausgabe ist gesetzlich vorgeschrieben,






    aber in der Höhe gestaltbar


Freiwillige Aufgaben
VG
=   Vertragliche Grundlage






R
=   Richtlinien- oder Grundsatzbeschluß






oB
=   ohne Bindung
· Vorabdotierung von Einnahmen und Ausgaben, die dem Grunde und der Höhe nach durch die Budgetverantwortlichen nicht beeinflusst werden können bzw. sollen

· Ermittlung der Eckwerte des Haushalts 2001 und Herbeiführung eines Eckwertebeschlusses (evtl. noch durch den Hauptausschuss als Probelauf  ? )


· Prüfung und Festlegung des Umfangs weiterer verwaltungsinterner Verrechnungen 

· Weiterer Abbau der zentral bewirtschafteten Mittel  und verursachungsgerechte Zuordnung der Kosten

· Anpassung der Budgetbereiche und Ebenen an Veränderungen der Aufbauorganisa-tion oder Fachausschusszuständigkeiten





· Festlegung und Abgrenzung der Servicebereiche, die weiterhin in Anspruch zu nehmen sind

6.  Strukturierung der Budgetierung

6.1   Haushaltsplanung im Vergleich

Wenn die Produktinformationen  in Form des Produktbuches als wesentlicher Baustein outputorientierter Steuerung hinreichend bestimmt sind, kann der Prozeß der Budgetierung  bei der Aufstellung des Haushalts  neu gestaltet werden.  Es ist vorgesehen, das neue Budgetierungsverfahren für den Haushalt  2001 anzuwenden. 

Der Haushalt 2000 wird noch nach dem alten Verfahren aufgestellt, gleichzeitig soll der sich daraus ableitende produktorientierte Budgethaushalt  möglichst parallel erstellt werden.

Ablaufplan des künftigen Budgetierungsprozesses:


Neues Verfahren




         Altes Verfahren

Vorausschätzung der allg. Deckungsmittel
Bedarfsmeldung durch die Ämter

sowie der vorab zu dotierenden Positionen


der verbleibenden Finanzmasse durch

Erstellung eines Haushaltsentwurfes

Kämmerei





und Feststellung des Kreditbedarfes






durch  die Kämmerei



Nach vorheriger Aufteilung der verbleibenden

Finanzmasse auf die Fachbereiche und Vorgabe   Kürzungsgespräche der Kämmerei

der Budgets durch die Kämmerei Herbeifüh-
    mit den Ämtern

rung eines Eckwertebeschlusses des Kreistages






  





 Abschlussgespräche mit dem Landrat
Erstellung der Amts- u. Sonderbudgets durch
Erstellung des Haushaltsplanent wurfes

die Fachbereiche




 durch die Kämmerei

Zusammenstellung der Entwürfe zu einem
Gesamtbudget - Entwurf durch die Kämmerei

Weitergabe an die Kreistagsmitglieder

   Weitergabe an die Kreistagsmitglieder








   Beratung in den Fachausschüssen

Beratung in den Fraktionen



   Beratung in den Fraktionen

Beratung der Amts- und Sonderbudgets in  

den Fachausschüssen

Beratung / Kenntnisnahme durch den Aus-
  Abschlussberatung im Ausschuss für 

schuss für „ Finanzen  ..... „



  „ Finanzen ..... „

Beratung  / Kenntnisnahme durch den 

 Beratung / Kenntnisnahme durch den Hauptausschuss




 Hauptausschuss

Kreistagsentscheidung



  Kreistagsentscheidung

6.2  Zuordnung der Budgets

Bis zu einer Neuordnung der Aufbauorganisation der Verwaltung  werden Dezernatsbudgets gebildet, die als Teilbudgets die jeweiligen Amtsbudgets und Sonderbudgets (Einrichtungen des Kreises ) beinhalten.

6.3  Inhalt der Budgets

Zum Budget gehören alle Einnahme-  und Ausgabehaushaltsstellen (auch die Personalkosten) des Verwaltungshaushaltes, die von dem Amt bzw. der Einrichtung bewirtschaftet werden und den Produkten zugeordnet wurden. Der sich daraus jeweils ergebende Überschuß- oder Zuschußbedarf ist verbindliches Ziel für das Haushaltsjahr.

Wegen der mit der Zuführung zwischen Verwaltungs- und Vermögenshaushalt zusammenhängenden haushaltstechnischen Problematik wird derzeit noch auf eine Zusammenfassung der Ansätze des Verwaltungs- und des Vermögenshaushaltes zu  Budgets verzichtet. Satz 1 gilt  jedoch entsprechend für die jeweiligen Ansätze des Vermögenshaushaltes. 

6.4  Budgetvolumen

Das Budgetvolumen gibt den Rahmen für die Leistungserbringung. Die Festlegung der Budgets ist Sache des Kreistages im Rahmen seiner Budgethoheit .Das Recht und die Pflicht des Landrates zur Genehmigung außer- oder überplanmäßiger Ausgaben bleibt hiervon unberührt.

6.5  Allgemeine Deckungsreserve

Für nicht vorhersehbare Sonderbelastungen ist im Rahmen des Gesamtbudgets  eine angemessene allgemeine Deckungsreserve vorzusehen, die nur mit Entscheidungsbefugnis des Landrates /der Kämmerei in Anspruch genommen werden darf. Da sich im Falle einer Inanspruchnahme zwar die Budgets ändern, nicht jedoch das Gesamtbudget, ist eine  Beteiligung der Selbstverwaltung nicht erforderlich.

6.6  Budgetverantwortung

Unabhängig von der Aufgabenstellung der Dezernenten besitzt die  Leitung des Fachamtes bzw. der Einrichtung die volle Budgetverantwortung und ist für die Budgetüberwachung zuständig Zur Erleichterung dieser Aufgabe erhalten die Ämter und Einrichtungen  monatlich EDV-Ausdrucke über den aktuellen Stand sämtlicher Budgethaushaltsstellen. Durch den Weiteren Ausbau der TUI  wird ein unmittelbarer Einblick / Zugriff  ermöglicht werden..

6.7  Mittelumschichtung

Mittelumschichtungen innerhalb eines Budgets sind grundsätzlich in eigener Verantwortung ohne Einschaltung der Kämmerei möglich. Mittelumschichtungen zwischen Budgets innerhalb eines Dezernates bedürfen nicht der Einschaltung der Kämmerei, wenn derzernatsintern Einvernehmen hergestellt wird und die Summe der beteiligten Budgets nicht überschritten wird. Vorgaben der Selbstverwaltung sind zu beachten.

6.8  Gebühren / Entgelte

Gebühren und Entgelte sind regelmäßig Bestandteil des jeweiligen Budgets. Gebühren- oder Entgeltveränderungen wirken sich deshalb immer auf das Budget aus. Deshalb sind Vorschläge zur Änderungen der Gebühren oder Entgelte unabhängig vom Zeitpunkt der Haushaltsberatungen dem zuständigen Fachausschuss  so rechtzeitig  vorzulegen, daß im Rahmen der Haushaltsberatungen über Budgethöhe und Gebührenhöhe entschieden werden kann. 

6.9  Innere Verrechnungen 

Die Dienstleistungen der Querschnittsämter bzw. der Einrichtungen des Kreises werden bis auf weiteres grundsätzlich in Anspruch genommen. Abweichungen sind vorher einvernehmlich zu vereinbaren. 
Innere Verrechnungen über den bisherigen Umfang hinaus sind schrittweise vorzunehmen, sobald verwaltungsseitig  die Rahmenbedingungen  und die haushaltsmäßigen Voraussetzungen geschaffen wurden. Hierdurch soll gesichert werden, daß durch neue interne Verrechnungen die Zusammenarbeit zwischen den Ämtern nicht erschwert wird.

7. Motivationsanreize
Von managementbedingten Einsparungen im Bereich des Verwaltungshaushaltes  können  zum Ende des Haushaltsjahres  auf Antrag bis zu  30 % des nachweislich eingesparten Betrages zur freien Verfügung für Aufwendungen der Aufgabenbereiche des Amtes übertragen werden. In Zweifelsfällen sind SV und Controller zu beteiligen.
8. Rahmenbedingungen 










Der Landrat bestimmt  im Rahmen seiner Organisationsgewalt die  Rahmenbedingungen, die für eine einheitliche Umsetzung der Budgetierung erforderlich sind.

Eutin, den  15 . Dezember 1999

Kreis Ostholstein

-   Der Landrat  -

Horst-Dieter Fischer 

